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Der Iranmuss mit allenMitteln an der
Entwicklung von Nuklearwaffen
gehindert werden. Alles andere stellt
die Existenz Israels zur Disposition.

I n Israel hatte sich seit dem schlechten
Ergebnis des Libanonkrieges im Som-
mer letzten Jahres eine gewisse politi-

sche Agonie eingestellt, oft gepaart mit
einer nur allzu begründeten Zukunfts-
angst, selten nur durchbrochen von dem
sonst ebenso üblichen wie lebensnotwen-
digen Trotz. Bezüglich der Auseinanderset-
zung mit der Hisbollah im Norden wird in
Israel nicht diskutiert, ob demnächst wie-
der ein Krieg ausbrechen wird, sondern le-
diglich wann. Es mehren sich die Hinweise,
dass sich die Hisbollah an der Nordgrenze
Israels, völlig unbehelligt von den im Südli-
banon stationierten UN-Truppen, auf den
nächsten Waffengang vorbereitet. Der Mili-
tärexperte Avraham Tal spricht es deutlich
aus: „Ein Krieg, der unentschieden endet,
ohne dass ein Abkommen unter den krieg-
führenden Parteien getroffen wurde, muss
früher oder später wieder aufflammen. Im
Konflikt zwischen Israel und dem Iran, der
über den Stellvertreter Hisbollah geführt
wurde, ist es keiner Seite gelungen, ihr
strategisches Ziel zu erreichen.“

Umstrittene Unterstützung der Fatah
Im Zentrum der Diskussionen steht in Is-
rael im Augenblick die äußerst umstrittene
Unterstützung der Fatah durch die israeli-
sche Regierung. Die Auseinandersetzun-
gen über ein angemessenes Vorgehen ge-
gen die Hamas und eine zielführende Posi-
tionierung gegenüber der Fatah sind nur
im Zusammenhang mit der Diskussion
über das iranische Atomwaffenprogramm
zu begreifen. Zur Existenzbedingung Is-
raels gehört, dass es auf die Unterstützung
internationaler Großmächte angewiesen
ist. Und diese Großmächte zeigen Israel
immer wieder einmal, dass sie gewillt sind,
ihre Interessen auch gegen das israelische
Sicherheitsbedürfnis durchzusetzen.

Für die Israelis stellt sich die Frage, ob
sich Washington angesichts der Probleme
im Irak und nach einem möglichen demo-
kratischen Wahlsieg mit dem Atompro-
gramm des Iran nicht doch in irgendeiner
Weise arrangieren könnte. Die jetzigen Zu-
geständnisse an die Fatah seitens der Re-
gierung Olmert sind als Versuch zu begrei-
fen, die USA, die den palästinensischen
Präsidenten Abbas immer wieder als passa-
blen Verhandlungspartner bezeichnet ha-

nische Unterstützung als auch einigerma-

iranischen Herausforderung gewachsen zu
sein. Der Erste, der das in Israel erkannte,
war Jitzhak Rabin. Bereits Anfang der 90er-
Jahre drängte der damalige Premierminis-
ter auf eine Aussöhnung mit den Palästi-
nensern, da er mit einem beachtlichen po-
litischen Weitblick die iranische Bedro-
hung als die zukünftig existenzielle für Is-
rael ausmachte. Das Problem ist nur: Der
von Rabin initiierte Friedensprozess ist in
jeder Hinsicht gescheitert, und es ist nicht
erkennbar, wie er mit eben jener Fatah, die
für dieses Scheitern maßgeblich verant-
wortlich war, nun gelingen sollte.

Frieden mit Syrien als Chance
Dementsprechend richtet sich der Blick
auf die Möglichkeiten eines Ausgleichs mit
den sonstigen Nachbarn. Seit dem Ende
des Libanonkriegs ist man sich in Israel
weitgehend einig, dass Syrien aus der Ach-
se mit dem Iran herausgelöst werden
muss. Wie das zu bewerkstelligen wäre, ist
hingegen heftig umstritten. Der kürzlich
verstorbene Zeev Schiff meinte noch in

keit nicht und fordern daher, Syrien mit

dass seine Politik der Terrorunterstützung
und Destabilisierung nicht unbeantwortet
bleibt. Der ehemalige stellvertretende Ver-
teidigungsminister Efraim Sneh, der auch
bei linken Friedensfreunden einiges Anse-
hen genießt, erklärte, dass alle bisherigen
Signale seitens Israels in Richtung Damas-
kus nicht die gewünschten Reaktionen ge-
bracht hätten. Wer auch immer hier Recht
behält: Man sollte sich stets in Erinnerung
rufen, dass all das, was für Israel erstre-
benswert wäre – ein dauerhafter Frieden
mit den Nachbarn, die Beseitigung der
Grenzstreitigkeiten, ein Ende der syrischen
Terrorunterstützung – für die Baath-Fa-
schisten in Damaskus ein Horrorszenario
darstellt, das ihre Herrschaft gefährden
könnte.

Die Befürworter eines militärischen Vor-
gehens gegen den National-Islamismus,
wie Barry Rubin vom Interdisciplinary
Center in Herzliya die syrische Ideologie
des jungen Assad in Abgrenzung zum so-

zialistisch verbrämten Panarabismus sei-
nes Vaters nennt, können darauf verwei-
sen, dass Israel nach dem Debakel im Liba-
non einen militärischen Erfolg benötigt,
um seine Abschreckung gegenüber jenen
Feinden zu erneuern, denen gegenüber
überhaupt noch mit Abschreckung als Mit-
tel der Politik operiert werden kann. Per-
spektivisch muss Israel sich vor allem mit
jenen Kräften auseinandersetzen, bei de-
nen militärisches Drohpotenzial auf Grund
von apokalyptischem Märtyrertum kaum
noch funktioniert. Und diese Kräfte genie-
ßen bei den Palästinensern durchaus Sym-
pathien: Nach einer Umfrage des Pew Glo-
bal Attitudes Project begrüßt die Mehrheit
der palästinensischen Bevölkerung eine
nukleare Bewaffnung des Iran.

Verhinderung einer zweiten Shoah
Solch eine Bewaffnung bräuchte vom Iran
gar nicht eingesetzt zu werden, um jed-
wede Überlegung über die Zukunft des
zionistischen Projekts obsolet werden zu
lassen: Atomwaffen in der Hand der irani-
schen Mullahs würden es jedem arabi-
schen Regime in der Zukunft verunmögli-
chen, einen Friedensschluss mit Israel an-
zustreben. Israel könnte selbst gegen mas-
siven Raketenbeschuss durch die irani-
schen Verbündeten im Süden oder Norden
des Landes, also die Hamas und die His-
bollah, angesichts der Drohung mit der Te-
heraner Bombe nicht mehr adäquat rea-
gieren, woraufhin sich fast die gesamte Be-
völkerung in das Landesinnere flüchten
müsste. Und ohne einen einzigen Schuss
abzugeben, könnte Ahmadinejad oder
einer seiner Nachfolger eine Entvölkerung
Israels herbeizwingen. Schon heute über-
legen 27 Prozent der Israelis, das Land zu
verlassen, sobald der Iran über Nuklear-
waffen verfügt.

Es wird in absehbarer Zeit keine Lösung
der Konflikte im Nahen Osten geben. Das
Beste, was von israelischer Seite zur Zeit
erreicht werden kann, ist eine Verwaltung
der Misere, welche zumindest die Vorbe-
reitung auf größere Auseinandersetzungen
ermöglicht. Und die wird es in absehbarer
Zeit mit dem Regime in Teheran geben.

Der Iran muss entweder durch das Ge-
genteil von dem, was derzeit praktiziert
wird, zum Einlenken bei seinem Atompro-
gramm gebracht werden, also durch kon-
sequente politische Isolation und ökono-
mischen Boykott oder aber, so das nicht
wirksam ist, durch gezielte und wiederhol-
te Militärschläge zumindest an der Ent-
wicklung von Nuklearwaffen in der nahen

bestreitet, in Europa aber gar nicht oft ge-
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Die Neutralität – eine Tochter de

VondermilitärischenNeutralität zur
politischen, dann zurwirtschaftlichen
undwieder zurück.

Unsere Neutralität ist im Gerede. Allen,
die es wissen wollen, ist alles klar.
Mancher nützt das Thema: um para-

sitäre Publizität zu gewinnen oder um be-
sorgt zu schützen, was nicht bedroht ist. Die
Medien machen die Musik dazu: als ginge es
um den Bestand des Landes, das böse Kräfte
in Nato und Krieg hineintricksen wollen.

„Schweden verteidigt nur Schweden, nur
Schweden verteidigen Schweden“, das war
die stolze Selbstbehauptung der Schweden
im Kalten Krieg. Österreichs inbrünstig ge-
glaubtes Gegenstück lautete ganz anders:
„Österreich verteidigt niemanden, alle ande-
ren verteidigen Österreich.“ Zum Glück ka-
men wir nicht auf den Prüfstand der Ge-
schichte. Was Julius Raab 1955 als Staatsver-
tragskanzler gegen denWiderstand der Sozia-
listen durchsetzte, war eine militärische Neu-
tralität nach demMuster der Schweiz. So lau-
tete auch das Neutralitätsverfassungsgesetz.

Diese erste Entwicklungsstufe der Neutra-
lität dauerte bis 1970. Bundeskanzler Kreisky

machte daraus eine politische Neutralität im
Ost-West-Konflikt, reicherte sie um eine
wirtschaftliche Komponente an und ent-
deckte die Vorwirkungen der Neutralität.
Hilfreich für alle Gegner der europäischen
Integration. Die Sozialisten wollten Öster-
reich damals um keinen Preis in das sozial-
marktwirtschaftliche Europa einbauen. Die
politisch-wirtschaftliche Neutralität war
willkommenes Hindernis.

1991 begann die dritte Umgestaltung der
Neutralität: Das Sicherheitssystem der UNO
wurde plötzlich Wirklichkeit. Das UNO-Mit-
glied Österreich musste an den Sanktionen
der UNO gegen den Irak teilnehmen. Schnell
passte die große Koalition die Neutralität an:
„UNO-Aktionen sind internationale Polizei-
aktionen, nicht Krieg, daher findet das Neu-
tralitätsrecht keine Anwendung!“

Der real existierende Sozialismus ging un-
ter, mit ihm der Kalte Krieg, weder die politi-
sche noch die wirtschaftliche Neutralität der
Ära Kreisky waren weiter wichtig, die Neu-
tralität wurde eine innenpolitische Frage.
Auch die SPÖ wollte nun in die EU, die Neu-
tralität war kein Hindernis mehr. 1998, Ös-
terreich war schon drei Jahre EU-Mitglied,
begann der nächste Bedeutungswandel der
ßen Ruhe an den eigenen Grenzen, um der militärischen Mitteln deutlich zu machen, nug betont werden kann.meinung@diepresse.com

quergeschr iebenD A S B U C H

Balkanische Lehren
Hannes Swoboda/Chri-
stophe Solioz (Hrsg.)
Conflict and Renewal:
Europe Transformed

Nomos Verlag,
407 Seiten,
79,00 Euro

Festschrift, das Wort klingt gefährlich,
verbindet man damit doch eine Samm-

lung von Lobhudeleien zu einem runden
Geburtstag. Der österreichische Top-Diplo-
mat Wolfgang Petritsch feiert heuer den
60er, und Hannes Swoboda und Chri-
stophe Solioz schenken ihm zu dem Anlass
einen wirklich brauchbaren Band. Mehr als
50 Autoren lieferten Texte, darunter „Polit-
Dinosaurier“ wie Joschka Fischer und Ma-
deleine Albright. Im Zentrum steht die Re-
gion, die Petritsch besonders am Herzen
liegt: Südosteuropa. Ein Highlight ist die
Analyse von Bertram D. Braun (Balkan-Di-
rektor im Nationalen Sicherheitsrat der
USA). Die Lehren, die er aus den Kriegen
der 90er für künftiges Konfliktmanagement
zieht, sollte man allen, die die Außenpolitik
ihres Landes gestalten, als Pflichtlektüre
unters Kopfkissen legen. ::::: hd
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VON ANDREAS KHOL

Neutralität. Was für die UNO galt, sollte
auch für die EU gelten: „Militärische Maß-
nahmen zur Friedenssicherung, zur Frie-
densschaffung und zum Schutz der Men-
schenrechte sind internationale Polizeimaß-
nahmen, nicht Krieg, und berühren die
Neutralität daher nicht.“ Alle diese Entwick-
lungsschritte wurden im Konsens von ÖVP
und SPÖ gesetzt. Unser heutiger Bundesprä-
sident gestaltete diese maßgeschneiderte
Neutralität seit 1970 wesentlichmit.

Da stehen wir also heute: In der UNO und
der EU sind wir solidarisch und auch bei mi-
litärischen Einsätzen dabei. Bei Kriegen unter
Staaten sind wir neutral. Wir nehmen an sol-
chen Kriegen nicht teil, sind bündnisfrei, dul-
den keine fremden Truppen auf unserem
Staatsgebiet, verbieten Durchmärsche und
Überflüge. Von der militärischen Neutralität
zur politischen, dann zur wirtschaftlichen
undwieder zurück zur klassischenNeutralität
in Kriegen: Das Verfassungsgesetz des Jahres
1955 gilt, mit allen folgenden Änderungen. So
bleibt die Neutralität eine Tochter der Zeit!

Univ.-Prof. Andreas Khol war Nationalratspräsident.

meinung@diepresse.com

41
ben, bei der Stange zu halten und hinsicht-
lich eines eventuell notwendigen gemein-
samen militärischen Vorgehens gegen die
iranische Atomrüstung nicht zu verärgern.

Israel benötigt sowohl die US-amerika-

einem seiner letzten Artikel in der linksli-
beralen Tageszeitung „Haaretz“: „Das bes-
te Mittel, um eine Barriere zwischen Israel
und dem Iran zu errichten, ist ein Frieden
mit Syrien.“ Andere sehen diese Möglich-

Zukunft gehindert werden. Alles andere
stellt die Existenz Israels zur Disposition.
Und das heißt: Es geht in dieser Sache um
nichts anderes als die Verhinderung einer
zweiten Shoah – was in Israel fast niemand

Dr. Stephan Grigat ist Lehrbeauftragter für Politik-
wissenschaft an der Uni Wien und war Forschungs-
stipendiat in Tel Aviv. Für 29. und 30. Sept. organisiert er
am Campus der Universität ein Symposium zur Analyse
der iranischen Diktatur. Infos: www.cafecritique.priv.at


